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1 Vorbemerkungen  

1.1 Veranlassung und Planziel  

Der Ortsgemeinderat der Ortsgemeinde Gau-Odernheim hat in der Sitzung am 06.04.2017 die Aufstel-

lung der 7. Änderung des Bebauungsplans „Bahnhof“ beschlossen. Geplant ist auf dem ca. 4.200 m² 

großen Grundstück nordöstlich der Bahnstraße in Westen von Gau-Odernheim ein vollstationäres Pfle-

geheim mit rd. 84 Betten einschließlich der für die Verwaltung und den Betrieb sowie für die Pflege / am-

bulante Pflege und Betreuung von Senioren erforderlichen Einrichtungen und Räumlichkeiten und ergän-

zende Infrastruktureinrichtungen sowie die erforderlichen Stellplätze zu errichten. An das Plangebiet 

schließt sich Wohnbebauung bzw. im Nordwesten eine Gewerbebetrieb an. Auf der gegenüberliegenden 

Seite befindet sich ein Einkaufsmarkt. 

 

Aufgrund des konkreten Vorhabenbezugs wird zwischen der Ortsgemeinde Gau-Odernheim und dem 

Vorhabenträger ein Städtebaulicher Vertrag (§ 11 Baugesetzbuch) geschlossen. 

 

Abb. 1: Lage des Plangebiets- Luftbild 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

genordet, ohne Maßstab 

 

 

 

 

 

 



Ortsgemeinde Gau-Odernheim: Bebauungsplan „Bahnhof“ 7. Änderung 4 

PlanES, 35392 Gießen – 11/2017 

1.2 Räumlicher Geltungsbereich  

Das Plangebiet umfasst in der Gemarkung Gau-Odernheim, Landkreis Alzey Flur 31, das Flurstück Nr. 

247 und 248 tlw. mit einer Größe von rd. 4.750 m². 

Abb. 2: Geltungsbereich der 7. Änderung des Bebauungsplans 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

genordet, ohne Maßstab 

Der räumliche Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt: 

Norden:  Mischgebiet (BPlan Bahnhof 4. Änderung), noch nicht bebaut , Hausgruppen 

Osten:  Bahnstraße und Lebensmitteldiscounter 

Süden: s.o. 

Westen:  Wohnbebauung 
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Abb. 3: Fotos Plangebiet und Umgebung  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Blick in die Bahnstraße in Richtung Norden, 

bestehendes Autohaus 

Blick auf das Plangebiet 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Blick auf das Plangebiet und die dahinter liegende  

Bebauung 

Blick auf die Wohnbebauung südlich des Plangebiets 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Blick über die Bahnstraße, das Plangebiet liegt rechts Blick vom Parkplatz auf das Plangebiet und die gegen-

überliegende Bebauung 

Eigene Fotos: 05/2017 
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1.3 Übergeordnete Planungen  

1.3.1 Regionalplan Rheinhessen-Nahe 

Der Regionale Raumordnungsplan Rheinhessen-Nahe (2015) stellt das Plangebiet als Siedlungsfläche 

Wohnen dar. 

 

1.3.2 Vorbereitende Bauleitplanung  

Der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Gau-Odernheim stellt das Plangebiet als Bauland für 

Mischgebiete dar. Der Bebauungsplan ist damit aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

 

1.3.3 Verbindliche Bauleitplanung  

Der räumliche Geltungsbereich der 7. Änderung liegt innerhalb des rechtskräftigen Bebauungsplans 

„Bahnhof“ 4. Änderung von 1991. 

 

Abb. 4: Auszug rechtskräftiger Bebauungsplan 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

genordet, ohne Maßstab 
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Der rechtskräftige Bebauungsplan „Bahnhof – 4. Änderung“ (2007) setzt für den räumlichen Geltungsbe-

reich der 7. Änderung Mischgebiet i.S. § 6 Baunutzungsverordnung (BauNVO1990) fest. Die festgesetzte 

Grund- und Geschossflächenzahl unterschreitet im überwiegend betroffenen MI 3 mit GRZ = 0,5 und 

GFZ = 1,0, das gemäß § 17 BauNVO Zulässige. Die Zahl der zulässigen Vollgeschosse beträgt winkel-

förmig im Bereich der Bahnstraße Z = III und im Innenbereich Z = II. Ergänzend werden eine Traufhöhe 

(TH = 7,5m) und eine Firsthöhe (FH = 12,5m) sowie eine offene Bauweise festgesetzt. 

Zur Umsetzung des geplanten Vorhabens bedarf es der nunmehr 7. Änderung des rechtskräftigen Be-

bauungsplans. Im Mittelpunkt der Änderung stehen die zur Umsetzung des Vorhabens erforderliche Er-

höhung der Zahl der zulässigen Vollgeschosse auf durchgehend Z = II-III, der Geschossflächenzahl auf 

max. GFZ = 1,1 und eine Anpassung der zulässige Traufhöhe. Das Baufenster soll möglichst einen Spiel-

raum für eine auch städtebaulich gelungene Positionierung der Gebäude auf dem Grundstück eröffnen 

und die Festsetzungen für Anpflanzungen werden entsprechend angepasst. 

 

Mit Inkrafttreten der 1. Änderung des Bebauungsplans werden für seinen Geltungsbereich die zeichneri-

schen und textlichen Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans „Bahnhof“ 4. Änderung von 

2007 durch die Festsetzungen des Bebauungsplans „Bahnhof“ 7. Änderung ersetzt. 

 

1.3.4 Fachplanungen, Landschaftsschutzgebiete 

Durch das Vorhaben kommt es zu keiner Flächenbeanspruchung oder Beeinträchtigung von Gebieten 

gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiete) und / oder Europäischen Vogelschutzgebieten. 

 

1.3.5 Stellplatzsatzung 

Nach § 47 Abs. 1, 2 LBauO Rh-Pf i. d. F. vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365), zul. geänd. 27.04.2005 (GVBl. 

S. 154) sind bei der Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung von baulichen Anlagen und anderen 

Anlagen, die einen (zusätzlichen) Zu- und Abgangsverkehr erwarten lassen, notwendige Stellplätze her 

zustellen. Anzahl und Berechnungsmethode für den Stellplatznachweis ergeben sich aus den Richtzah-

len der Verwaltungsvorschrift über Zahl, Größe und Beschaffenheit der Stellplätze für Kraftfahrzeuge vom 

24.07.2000 (MinBl. S. 231). Zu berücksichtigen ist, dass Gemeinden eigene Satzungen über die Zahl der 

notwendigen Stellplätze erlassen können. 

Für das Gebiet gilt die Satzung der Ortsgemeinde Gau-Odernheim über die Herstellung von Stellplätzen 

für Kraftfahrzeuge (Stellplatzsatzung) vom 04.05.1990. 

 

1.4 Bestand und städtebauliche Rahmenbedingungen 

1.4.1 Topografie 

Die Bebauungsplanfläche liegt fast eben auf 148 müNN.  

 

1.4.2 Heutige Nutzungen und Baustruktur 

Das im Innenbereich gelegene Grundstück ist eine Sukzessionsfläche. Bauliche Anlagen sind nicht sicht-

bar. 

 

1.4.3 Verkehrliche Einbindung 

Die verkehrliche Einbindung ist Bestand. Die Bahnstraße sowie der Fußweg bleiben erhalten. Ein weite-

rer Ausbau ist nicht vorgesehen. 
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1.4.4 Besitz und Eigentumsverhältnisse 

Die Fläche ist verfügbar. 

 

1.5 Innenentwicklung und Bodenschutz  

Das Baugesetzbuch wurde mit dem Ziel geändert, die Innenentwicklung in den Städten und Gemeinden 

zu stärken (durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548)). Der Vorrang der Innenent-

wicklung zur Verringerung der Neuinanspruchnahme von Flächen ist insofern ausdrücklich als ein Ziel 

der Bauleitplanung bestimmt worden. Die städtebauliche Entwicklung soll nun vorrangig durch Maßnah-

men der Innenentwicklung erfolgen (§ 1 Abs. 5 BauGB).  

 

In den ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz wird daher in der Bodenschutzklausel nach § 1a 

Abs. 2 BauGB in Satz 4 folgendes bestimmt:  

 

Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen soll be-

gründet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde 

gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere 

Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können. 

 

Für die Bauleitplanung bedeutet das, dass in den Begründungen zu Bauleitplänen darzulegen ist, dass 

die Kommune Bemühungen unternommen hat, vor der Neuinanspruchnahme von Flächen zunächst die 

Möglichkeiten der Innenentwicklung zu untersuchen und auszuschöpfen.  

 

Die Ortsgemeinde Gau-Odernheim hat sich ebenso wie der Landkreis Alzey intensiv mit den Möglichkei-

ten der Innenentwicklung auseinandergesetzt, zudem befindet sich der hier angesprochene Bereich in 

der Ortsmitte und dient der Nachnutzung einer untergenutzten Fläche Mitten im Ortsgrundriss. 

 

1.6 Verfahren 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes „Bahnhof“ 7. Änderung erfolgt im beschleunigten Verfahren gemäß 

§ 13a BauGB. Ein beschleunigtes Verfahren kann angewandt werden, wenn es der Wiedernutzbarma-

chung innerstädtischer Flächen, der Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen der Innenentwicklung 

dient. Die allgemeinen Anwendungsvoraussetzungen für das beschleunigte Verfahren sind gegeben, da 

mit der Planung die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine städtebauliche Entwicklung und 

Nachverdichtung als Maßnahme der Innenentwicklung geschaffen werden.  

Das Verfahren nach § 13a BauGB ist darüber hinaus in den Fällen des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB 

nur zulässig, wenn eine Grundfläche von 20.000 m² nicht überschritten wird und wenn der Bebauungs- 

plan kein Vorhaben vorbereitet, für das die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

nach dem UVPG besteht. Das beschleunigte Verfahren ist auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte für 

eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele oder des Schutzzwecks der Gebiete von gemeinschaftlicher 

Bedeutung und der europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes beste-

hen. Vorliegend bleibt die zulässige Grundfläche unterhalb des genannten Schwellenwertes von 20.000 

m². Da es sich bei dem geplanten Vorhaben um die städtebauliche Fortentwicklung einer innerstädti-

schen Baufläche handelt, aufgrund der kleinen Gebietsgröße und der Erkenntnisse der landschaftsplane-

rischen Voruntersuchungen kann der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. 

Ein UVP-pflichtiges Vorhaben wird nicht vorbereitet und Schutzgebiete i.S.d. § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB 

werden ebenfalls nicht beeinträchtigt. 
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Im beschleunigten Verfahren gelten nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB die Vorschriften des vereinfachten 

Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend. Im vereinfachten Verfahren wird von der 

Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach 

§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind sowie von der 

Durchführung eines Monitorings nach § 4c BauGB abgesehen. Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten 

in Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 zudem Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung eines Bebauungspla-

nes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung 

erfolgt oder zulässig, sodass ein Ausgleich vorliegend nicht erforderlich ist. 

 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgt durch Auslegung des Bebauungsplan-Entwurfs nebst Begründung 

nach § 3 Abs. 2 BauGB. Den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wird nach 

§ 4 Abs. 2 BauGB zeitgleich zur Öffentlichkeitsbeteiligung Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

 

 

2 Städtebauliche und planerische Konzeption  

2.1 Planungskonzeption und Projektbeschreibung 

Es soll ein vollstationäres Pflegeheim der neuesten Generation auf Grundlage des so genannten Wohn-

gruppenmodells realisiert werden. In sieben Gruppen mit je 12 Bewohnern sind 84 Pflegeplätze in aus-

schließlich Einzelzimmern geplant. 

 

Darstellung der Einrichtung1 

Das Angebot richtet sich hauptsächlich an ältere und pflegebedürftige Menschen in Gau-Odernheim und 

Umgebung über 60 Jahre. Hier werden ältere Menschen mit körperlichen, geistigen und seelischen Be-

einträchtigungen betreut und versorgt, bei denen aufgrund ihres Hilfebedarfs ein Leben in der eigenen 

Häuslichkeit nicht (mehr) möglich ist. Dies schließt Menschen, die an einer Demenz erkrankt sind mit ein. 

Grundsätzlich richtet sich das Angebot an Personen mit Anspruch auf Leistungsbezug nach § 39, § 42 

und § 43 SGB XI.  

Zielsetzung in der Versorgung der Bewohner ist eine aktivierende Pflege und Betreuung, die auf die Er-

haltung bzw. die Wiedergewinnung einer möglichst selbständigen Lebensführung abzielt. Im Vordergrund 

steht die Selbstbestimmung und Eigenverantwortlichkeit der Pflegebedürftigen, die trotz ihres Hilfebe-

darfs ein möglichst selbständiges Leben so normal wie möglich führen sollen. Auch die Gestaltung der 

Räumlichkeiten, der alltäglichen Abläufe und zwischenmenschlichen Beziehungen hat Einfluss auf die 

Lebensqualität der Bewohner. Je nach der Ausgestaltung dieser Milieufaktoren können sie die Lebenssi-

tuation der Bewohner positiv oder negativ beeinflussen. Der Vorhabenträger ist bestrebt diese Faktoren 

unter einer ganzheitlichen Perspektive so auszurichten, dass die Lebenssituation der Bewohner positiv 

beeinflusst und somit den Bewohnern ein Höchstmaß an Lebensqualität ermöglicht wird. 

Aus diesem Grund steht bei der Gestaltung unserer Einrichtung eine wohnliche Atmosphäre im Vorder-

grund. Der Vorhabenträger möchte, dass sich die Bewohner auch im Rahmen der institutionellen Pflege 

„zuhause“ fühlen können. Durch überschaubare und wohnlich eingerichtete Wohnbereiche sollen nach 

Möglichkeit Formen von „Anstaltsstrukturen“ vermieden bzw. vermindert werden.  

Dies schließt eine individuelle Gestaltung der Bewohnerzimmer sowie der Aufenthaltsräume mit eigenen 

Möbeln und lebensgeschichtliche bedeutsamen Einrichtungsgegenständen (soweit dies möglich ist) mit 

ein. Insgesamt verlangt das Klientel der Einrichtung und ihr besonderer Hilfebedarf bei der Gestaltung 

                                                 
1 Verfasser: OpenMainded Projektentwicklung AG, 63303 Dreieich 
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ihres Alltags ein bestimmtes Raumkonzept, die sachliche Organisation der Arbeitsprozesse und den Ein-

satz von Hilfs- und Arbeitsmitteln. Dennoch ist es die Aufgabe aller Beschäftigten, in der Gestaltung des 

Lebensumfeldes ein Minimum an institutionellem Leben und dafür ein Maximum an häuslicher Atmosphä-

re zu bewerkstelligen. 

Das Bewohnercafé/der Gemeinschaftsraum übernimmt wichtige und wesentliche Aufgaben für die Ein-

richtung. Es ist der zentrale Kommunikationspunkt sowohl innerhalb der Einrichtung als auch in der Be-

gegnung mit den Bürgern der Gemeinde. 

 

Der Raum bietet: 

 Raum für Beschäftigungsangebote, Singen, Gymnastik, Spiele, 

 Treffpunkt für Bewohner und ihre Angehörige, 

 Gottesdienste, 

 Feiern der Bewohner z.B. Geburtstage, 

 Treffpunkt für Angehörigenabende, 

 Mittagstisch für Senioren der Gemeinde, 

 Treffpunkt für Senioren der Gemeinde, 

 Treffpunkt für Gruppen und Vereine der Gemeinde u.v.m. 

 

Der Gemeinschaftsraum wird insbesondere vormittags für strukturierte Beschäftigungsangebote genutzt, 

die in der Regel bis um 12:00 Uhr abgeschlossen sind. Das Beschäftigungsangebot wird nachmittags 

grundsätzlich in die Wohngruppen verlagert. Anschließend wird der Raum für das Mittagessen rüstiger 

Bewohner und Senioren aus der Gemeinde genutzt. Am Nachmittag steht der Raum für Besucher und 

ihren Angehörigen, die sie besuchen zur Verfügung. Insbesondere am Wochenende wird hier Kaffee und 

Kuchen für die Bewohner und ihre Angehörigen angeboten. 

 

Neben dem Angebot der Versorgung für ältere und pflegebedürftige Menschen bleibt zu erwähnen, dass 

ca. 60 Arbeitsplätze entstehen. 

 

Auch der auf den ersten Blick vielleicht dominierende Gebäuderiegel zur Bahnstraße, bietet einen positi-

ven Aspekt; Schallschutz für die dahinter liegende Wohnbebauung. 
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Abb. 5: Lageplan (Vorentwurf) 

 
genordet, ohne Maßstab 

 

Entwurfsverfasser: Gerstner Kaluza Architektur GmbH, 60596 Frankfurt / Main – Lageplan: Stand 26.04.2017 
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Abb. 6: Baukörper (Vorentwurf) 

 
Blick aus Richtung Norden, ohne Maßstab 

Entwurfsverfasser: Gerstner Kaluza Architektur GmbH, 60596 Frankfurt / Main – Lageplan: Stand 26.04.2017 

 

 

3 Inhalt und Festsetzungen  

Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen 

und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen mitei-

nander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung 

unter Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, 

eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwi-

ckeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu 

fördern, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und 

zu entwickeln. Hierzu soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwick-

lung erfolgen. (§ 1 Abs. 5 BauGB).  

 

Zur Sicherung der angestrebten städtebaulichen Entwicklung und Ordnung sind in Ausführung des § 1 

Abs. 3 BauGB die im Folgenden erläuterten zeichnerischen und textlichen Festsetzungen in den Bebau-

ungsplan „Bahnstraße“ 7. Änderung aufgenommen worden. 
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3.1 Art der baulichen Nutzung 

3.1.1 Mischgebiet 

Für das Plangebiet gelangt in Anlehnung an die Umgebung und den rechtskräftigen Bebauungsplan ein 

Mischgebiet i.S.d. § 6 BauNVO zur Ausweisung. Mischgebiete dienen nach § 6 Abs. 1 BauNVO dem 

Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stören. Gemäß 

§ 6 Abs. 2 BauNVO sind in Mischgebieten allgemein zulässig: 

 

 Wohngebäude, 

 Geschäfts- und Bürogebäude, 

 Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

 sonstige Gewerbebetriebe, 

 Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke,  

 Gartenbaubetriebe, 

 Tankstellen sowie 

 eingeschränkt Vergnügungsstätten 

Hinzu kommen gemäß § 13 BauNVO Gebäude und Räume für freie Berufe (Berufsausübung freiberuflich 

Tätiger und solcher Gewerbetreibender, die ihren Beruf in ähnlicher Art ausüben). 

 

Aus städtebaulichen Gründen setzt der Bebauungsplan fest, dass innerhalb des Mischgebiets die nach § 

6 Abs. 2 Nr. 8 BauNVO allgemein und die nach § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnü-

gungsstätten unzulässig sind.  

Zur Erläuterung und Begründung kann ausgeführt werden, dass unter Vergnügungsstätten in Anlehnung 

an einschlägige Literatur und Rechtsprechung zunächst gewerbliche Nutzungsarten verstanden werden 

können, die sich in unterschiedlicher Ausprägung (z.B. Amüsierbetriebe, Diskotheken, Spielhallen) unter 

Ansprache des Spiel, Geselligkeits- oder Sexualtriebs einer bestimmten gewinnbringenden und vor-

wiegend freizeitbezogenen Unterhaltung widmen. Sämtlichen Vergnügungsstätten ist zunächst gemein, 

dass diese zwar in unterschiedlichem Umfang und Ausmaß, aber doch regelmäßig insbesondere die 

Wohnruhe in entsprechend durch Wohnnutzung geprägten Quartieren beeinträchtigen können – etwa 

durch den verstärkten Zu- und Abfahrtsverkehr auch zur Nachtzeit, musikalische Darbietungen sowie 

nicht zuletzt auch durch das Verhalten der Besucher von Vergnügungsstätten selbst.  

Neben einer potenziellen Lärmbelästigung können zudem verschiedene städtebauliche Negativwirkungen 

aufgezählt werden, zu denen insbesondere sog. „trading-down“-Effekte gehören, aber auch sonstige 

Beeinträchtigungen des Orts- und Straßenbildes, etwa durch räumliche Konzentrationen von Spielhallen, 

durch oftmals als aufdringlich empfundene Außenwerbung oder durch bauliche Abschottung und man-

gelnde Integration – mithin durch ihr optisches Erscheinungsbild und ihre Präsenz im öffentlichen Raum.  

Da insbesondere Spielhallen in der Lage sind, vergleichsweise hohe Mieten zu bezahlen, kann durch 

deren Ansiedlung und in der Folge einer Verschiebung des Boden- und Mietpreisgefüges eine Verdrän-

gung von eingesessenen Nutzungen erfolgen, sodass in funktionaler Hinsicht auch gewachsene Versor-

gungsbereiche oder sonstige Gebiete mit einer jeweils charakteristischen Nutzungsstruktur destabilisiert 

und beeinträchtigt werden können. Hinzu kommt oftmals auch ein Attraktivitäts- sowie Imageverlust des 

näheren Umfeldes, welcher dann gegebenenfalls zu einzelnen Geschäfts- oder Betriebsverlagerungen 

führen kann und im Hinblick auf Folgenutzungen nicht zuletzt auch Mindernutzungen anziehen kann.  
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Zudem kann auch die unmittelbare Nachbarschaft von Spielhallen etwa zu sozialen oder kirchlichen Ein-

richtungen zu städtebaulich unverträglichen Situationen führen, die insofern einer planerischen Bewälti-

gung bedürfen. Vor diesem Hintergrund bedarf es eines Ausschlusses der in Mischgebieten allgemein 

und ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten. 

 

Mit der Ausweisung als Mischgebiet können die innerhalb des Plangebiets vorgesehenen Nutzungen 

erfasst und planungsrechtlich gesichert werden. 

 

3.2 Maß der baulichen Nutzung 

Bei der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung im Bebauungsplan sind stets die Grundflächen-

zahl oder die Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen und die Zahl der Vollgeschosse oder die 

Höhe baulicher Anlagen zu bestimmen, wenn ohne ihre Festsetzung öffentliche Belange, insbesondere 

das Orts- und Landschaftsbild, beeinträchtigt werden können (§ 16 Abs. 3 Baunutzungsverordnung 

(BauNVO)).  

Zum Maß der baulichen Nutzung werden die Grundflächenzahl, die Geschossflächenzahl sowie die Zahl 

der maximal zulässigen Vollgeschosse festgesetzt. Hinzu kommen Festsetzungen zur Höhenentwicklung 

baulicher Anlagen innerhalb des Plangebietes. 

 

3.2.1 Grundflächenzahl 

Die Grundflächenzahl gibt an, wie viel m² Grundfläche je m² Grundstücksfläche im Sinne des § 19 Abs. 3 

BauNVO zulässig sind. Der Bebauungsplan setzt eine Grundflächenzahl von GRZ = 0,5 fest, sodass eine 

zweckentsprechende Ausnutzung und Bebauung der Grundstücke ermöglicht werden kann. Die Festset-

zung unterschreitet die Obergrenzen des § 17 Baunutzungsverordnung (BauNVO). Die Festsetzung der 

Grundflächenzahl ermöglicht die gemäß der städtebaulichen Konzeption vorgesehene Bebauung in einer 

Dichte, welche der Lage des Plangebietes gerecht wird. 

 

Die Festsetzung entspricht der im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzte Grundflächenzahl von 

GFZ = 0,5 für Mischgebiet (MI) und unterschreitet damit die im § 17 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

bestimmte Obergrenze für Mischgebiete. 

 

3.2.2 Geschossflächenzahl 

Die Geschossflächenzahl gibt an wie viel m² Geschossfläche je m² Grundstücksfläche im Sinne des § 19 

Abs. 3 BauNVO zulässig sind. Der Bebauungsplan setzt die Geschossflächenzahl auf ein Maß von GFZ 

= 1,1 fest. Mit der gewählten Festsetzung kann gewährleistet werden, dass die geplante Bebauung ein-

schließlich der vorgesehenen Staffelgeschosse ermöglicht werden kann.  

Bei der Ermittlung der Geschossflächenzahl sind die Flächen von Aufenthaltsräumen, die nicht Vollge-

schosse sind einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und einschließlich der Umfassungs-

räume nicht mitzurechnen. Nebenanlagen i.S. des § 14 BauNVO Balkone, Loggien, Terrassen und Lau-

bengänge sowie bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind 

oder zugelassen werden können, bleiben bei der Ermittlung unberücksichtigt. (vgl. § 20 Abs. 2 bis 4 

BauNVO) 

 

Die Festsetzung überschreitet die im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzten Geschossflächenzahl 

von GFZ = 1,0 für Mischgebiet (MI) um 0,1, unterschreitet jedoch nach wie vor die im § 17 Baunutzungs-
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verordnung (BauNVO) bestimmte Obergrenze für Mischgebiete. Die geringfügige Erhöhung ist durch das 

Erfordernis einer kompakten und barrierefreien baulichen Ausnutzung begründet. 

 

3.2.3 Zahl der Vollgeschosse 

Der Bebauungsplan begrenzt für seinen Geltungsbereich die maximale Zahl der Vollgeschosse auf ein 

Maß von Z = II - III.  

 

Die Festsetzung entspricht der im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzten Zahl der zulässigen Voll-

geschosse. 

 

3.2.4 Festsetzungen zur Höhenentwicklung 

Da die Bauordnung des Landes Rheinland-Pfalz (LBO) nur eine Mindesthöhe vorgibt, ist der Begriff des 

Vollgeschosses höhenmäßig zunächst unbegrenzt. Daher empfiehlt sich die ergänzende Festsetzung 

einer Höhenbegrenzung, um zu dokumentieren, dass sich die geplante Bebauung im Wesentlichen in die 

vorhandene Umgebungsbebauung einfügt und zugleich auch die vorgesehenen Staffelgeschosse hin-

sichtlich ihrer Höhenentwicklung planungsrechtlich hinreichend gesteuert werden können. 

Der Bebauungsplan trifft differenzierte Höhenfestsetzungen (siehe Vermerk in der Planzeichnung).  

Der untere Bezugspunkt für die Ermittlung der im Bebauungsplan festgesetzten Höhe baulicher Anlagen 

ist die Fahrbahnoberkante in Straßenmitte (Endausbau) der das Grundstück erschließenden Bahnstraße, 

gemessen lotrecht vor der Gebäudemitte. 

 

Die Festsetzung orientiert sich an der  im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzten maximalen Ge-

bäudehöhe im Bereich der zur Bahnstraße orientierten Gebäude. Im Norden bleibt die Höhenfestsetzung 

hinter dem im rechtskräftigen Bebauungsplan Möglichen zurück. 

 

3.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

Für das geplante Seniorenpflegeheim wird keine Bauweise festgesetzt. Sie ergibt sich abschließend aus 

der überbaubaren Grundstücksfläche in Verbindung mit den Abstandsbestimmungen der Landesbauord-

nung Rheinland-Pfalz (LBO). 

Die Ausweisung der überbaubaren Grundstücksfläche erfolgt mittels Baugrenzen, die mit den Gebäuden 

nicht überschritten werden dürfen. Gebäude können jedoch durchaus dahinter zurückbleiben. Die über-

baubaren Grundstücksflächen orientieren sich an der geplanten Erschließung und Bebauung. Die festge-

setzten Baugrenzen dürfen durch Balkone, Loggien und Erker sowie Terrassen bis zu einer Tiefe von 2,0 

m und einer Gesamtbreite von höchstens der Hälfte der Gebäudefront bzw. des Fassadenabschnitts 

ausnahmsweise überschritten werden. 

 

3.4 Flächen für Nebenanlagen 

Der Bebauungsplan setzt Umgrenzungen von Flächen für Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanla-

gen fest. 

 

3.5 Verkehrsflächen 

Die Anbindung erfolgt über die bestehende Verkehrsinfrastruktur (Bahnstraße). Ein weiterer Ausbau ist 

weder erforderlich noch vorgesehen. 
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4 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften 

Alle baulichen Maßnahmen tragen in der Wahl ihrer Gestaltung grundsätzlich dazu bei, die baugeschicht-

liche Bedeutung, die erhaltenswerte Eigenart und somit auch die Identität der gewachsenen Siedlungs-

strukturen zu bewahren und zu stärken. Auf der Grundlage der Ermächtigung des (§ 9 Abs. 4 BauGB 

i.V.m. § 88 Abs. 6 S. 1 LBauO Rheinland-Pfalz sind daher bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschrif-

ten in den Bebauungsplan aufgenommen worden. Gegenstand sind die Dachgestaltung, Abfall- und 

Wertstoffbehälter und Werbeanlagen. 

 

4.1 Dachgestaltung und Dachaufbauten 

Die Gebäude innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches sollen sich in Maßstab und Ausführung soweit 

wie möglich in die vorhandene Umgebungsbebauung einfügen, während insbesondere auch innerhalb 

des Plangebietes ein gestalterisch einheitliches Erscheinungsbild der geplanten Bebauung angestrebt 

wird.  

Der Bebauungsplan setzt fest, dass gegeneinander geneigte Dächer mit einer Dachneigung von maximal 

25° sowie begrünte Flachdächer zulässig sind. Zudem wird festgesetzt, dass die Verwendung von spie-

gelnden oder stark reflektierenden Materialien für die Dacheindeckung mit Ausnahme von Anlagen zur 

Nutzung solarer Strahlungsenergie unzulässig ist. Aufgeständerte Anlagen zur Nutzung solarer Strah-

lungsenergie sind nur zulässig, wenn die Anlagen mindestens ihrer jeweiligen Höhe entsprechend von 

der nächstgelegenen Gebäudeaußenwand abgerückt werden.  

Die Festsetzungen zur Dachgestaltung und zu Dachaufbauten sollen vor dem Hintergrund der im Umfeld 

bestehenden Bebauung insgesamt zu einem ruhigen Erscheinungsbild der Dachlandschaft und des Orts- 

und Landschaftsbildes beitragen. 

 

4.2 Abfall und Wertstoffbehälter 

Auch der erforderliche Umfang an Abfall- und Wertstoffbehältern kann sich negativ auf das Straßen- und 

das Ortsbild auswirken. Für den Bebauungsplan wird daher festgesetzt, dass die Stellplätze für bewegli-

che Abfall- und Wertstoffbehälter entweder in das jeweilige Gebäude zu integrieren oder gegen eine all-

gemeine Einsicht und Geruchsemissionen abzuschirmen sind. 

 

4.3 Pkw-Stellplätze 

Der Bebauungsplan enthält keine explizite Festsetzung zur Befestigung von Pkw-Stellplätzen.  

 

4.4 Werbeanlagen 

Werbeanlagen können sich als häufigem Wandel unterliegende Elemente der Stadtmöblierung und 

Stadtgestalt auf das Straßen-, das Orts- und das Landschaftsbild auch negativ auswirken. Die stadträum-

liche Präsenz und die Lage des Plangebietes begründen die Notwendigkeit, Werbeanlagen innerhalb des 

Plangebietes nur zuzulassen, sofern sie sich in Größe und Farbgebung unterordnen.  

Der Bebauungsplan setzt daher fest, dass Werbeanlagen zulässig sind, soweit sie die realisierte Gebäu-

dehöhe nicht überschreiten. Die Werbeanlagen müssen sich insgesamt dem Bauwerk unterordnen. 

Lichtwerbungen sind zulässig als ausgeschnittene oder aufgesetzte Schriften mit Hinterleuchtung, nicht 

selbstleuchtende Einzelbuchstaben mit Hinterleuchtung oder beleuchtete Bemalungen. Unzulässig sind 

Blink- und Wechsellichtwerbung. Werbeanlagen (Fahnen und Pylonen) auf Dachflächen sind unzulässig. 

Fremdwerbung ist unzulässig. 
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5 Verkehrliche Erschließung und Anbindung 

Die Haupterschließung der geplanten Bebauung erfolgt von der Bahnstraße aus.  

 

5.1 Ruhender Verkehr 

Bezugnehmend auf die geplante Bebauung ist dafür Sorge zu tragen, dass ausreichend Stellplätze für 

PKWs zur Verfügung gestellt werden. Die Flächen für Stellplätze werden zur Klarstellung angrenzend zu 

den erschließenden Verkehrsflächen im Bebauungsplan festgesetzt.  

 

5.2 Anbindung an den ÖPNV 

Im Zusammenhang mit der verkehrlichen Erschließung sind auch die nicht motorisierten Verkehrs-

teilnehmer zu berücksichtigen: 

Bus: Gau-Odernheim ist an den Rheinland-Pfalz-Takt angebunden, Busse verkehren stündlich, eine 

Bushaltestelle besteht in der Mainzer Straße (ehemalige Post). 

Fußgängerwegenetz/Radwegenetz: Das Fuß- und Radwegenetz ist Bestand. Ein weiterer Ausbau ist 

weder erforderlich noch vorgesehen. 

 

 

6 Berücksichtigung umweltschützender Belange 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Baugesetzbuches an die EU-Richtlinien (EAG Bau, 

BGBl. I S.1359) am 20. Juli 2004 ist die Notwendigkeit zur Aufnahme eines Umweltberichtes in die Be-

gründung zum Bebauungsplan eingeführt worden (§ 2a BauGB). Darin sollen die im Rahmen der Um-

weltprüfung ermittelten Belange des Umweltschutzes systematisch zusammengetragen und bewertet 

werden. Der Umweltbericht ist in die Abwägung einzustellen. Dieses Verfahren ist für alle Bauleitpläne 

anzuwenden, deren Verfahren nach Inkrafttreten des EAG Bau eingeleitet wurde. Eine Ausnahme stellen 

hierbei jedoch Bebauungspläne dar, die unter Anwendung des vereinfachten Verfahrens gemäß § 13 

BauGB beziehungsweise des beschleunigten Verfahrens gemäß § 13a BauGB aufgestellt werden.  

 

Die faunistische Bewertung des Plangebiets erfolgte aufgrund der vorhandenen Struktur durch die sys-

tematische Erfassung von Vögeln, Fledermäusen sowie von Reptilien von März – Juni 2017.  

 

Die Hinweise auf Erfordernisse, die sich aus unmittelbar wirkendem Recht ergeben werden als solche in 

den Bebauungsplan aufgenommen. Das sind hier insbesondere die Bauzeitenregelung, die Umsiedlung 

der Zauneidechse sowie die Vermeidung von Individuenverlusten der Zauneidechse. (V 1 bis V 3).  

Eine geeignete Fläche für die Schaffung eines Ersatzhabitats für die Zauneidechse (CEF-Maßnahme) 

wurde in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde gefunden. Die Fläche Parzelle Flur 15 Nr. 

150/5 ist im Eigentum der OG Gau-Odernheim und ist im Bebauungsplan „Vorstadt I“ als externer Aus-

gleich dargestellt. Nach Einschätzung der UNB (KV Alzey-Worms, Abteilung 6 Bauen und Umwelt), kann 

diese Fläche eine Doppelfunktion erhalten, da sie im Sinne des Naturschutzes ist und weiterer Flächen-

verbrauch somit nicht erforderlich wird.  

Über die evtl. Errichtung von Habitaten für die Tiere und die Pflege der Flächen müsste eine Vereinba-

rung mit der Ortsgemeinde Gau-Odernheim getroffen werden. 
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Zum Bebauungsplan „Bahnhof“ 7. Änderung wurden Faunistische Aufnahmen sowie ein landschafts-

pflegerischer- sowie ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag2 erstellt, welche der Begründung als 

Anlage beigefügt sind; auf die dortigen Ausführungen wird entsprechend verwiesen. 

 

 

7 Immissionsschutz 

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes entspre-

chend zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen 

einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend 

dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auch sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich ver-

mieden werden. An das Plangebiet grenzt Gemengelage mit vornehmlich Wohn- und Verwaltungsbebau-

ung an.  

Mit der geplanten Zuordnung der Gebietstypen zueinander bzw. der Ausweisung eines Bereiches für 

Betreutes Wohnen im Kontext der im näheren Umfeld vorhandenen Wohnnutzungen kann dem genann-

ten Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG grundsätzlich entsprochen werden.  

 

Für den Bebauungsplan wurde von der Dr. Gruschka Ingenieurgesellschaft mbH eine schalltechnische 

Untersuchung vorgenommen. Der Bericht Nr. 17-2726/1 vom 28.06.2017 ist Gegenstand des hiermit 

vorliegenden Bebauungsplans „Bahnstraße“ 7. Änderung.  

 

In der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung sollen die Lärmeinwirkungen einerseits auf das 

Plangebiet durch den Straßenverkehr, andererseits durch den vorhabenbedingten Parkierungsverkehr 

auf die Nachbarschaft prognostiziert und beurteilt werden. Es sollen die Lärmpegelbereiche gemäß DIN 

4109 als Grundlagen für die Bemessung geeigneter passiver Lärmschutzmaßnahmen für die geplante 

Bebauung angegeben sowie das Erfordernis schalldämmender Lüftungseinrichtungen für Schlafräume 

geprüft werden. Grundsätzlich mögliche Lärmschutzmaßnahmen wurden diskutiert. 

 

Die schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan "Bahnhof", 7. Änderung, Ortsgemeinde Gau-

Odernheim, führt zusammengefasst zu den nachfolgend aufgeführten Ergebnissen: 

Parkplatz: 

Durch Geräuscheinwirkungen des vorhabenbedingten Parkierungsverkehrs sind an der benachbarten 

Wohnbebauung tags und nachts die Anforderungen der TA Lärm an den Schallimmissionsschutz oh-

ne zusätzliche Maßnahmen eingehalten. 

 

Straßenverkehr: 

Gemäß den Abbildungen x.1 im Anhang (x = 1 bis 3) [des Gutachtens] ist tags der Orientierungswert 

der DIN 18005 /1/ für Mischgebiete von 60 dB(A) an der straßenseitigen Fassade sowie an den Stirn-

seiten des geplanten Gebäuderiegels entlang der Bahnstraße um bis zu ca. 7 dB(A) überschritten.  

An allen übrigen Fassaden ist der Tag-Orientierungswert eingehalten. 

                                                 
2  Faunistische Aufnahmen, Landschaftspflegerischer und artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, PlanÖ, Biebertal  
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Gemäß den Abbildungen x.2 im Anhang (x = 1 bis 3) ist nachts der Orientierungswert der DIN 18005 

/1/ für Mischgebiete von 50 dB(A) an der straßenseitigen Fassade sowie an den Stirnseiten des ge-

planten Gebäuderiegels entlang der Bahnstraße um bis zu ca. 9 dB(A) überschritten. 

An allen übrigen Fassaden ist der Nacht-Orientierungswert eingehalten. 

 

Im Rahmen der gutachterlichen Betrachtung zur möglichen Konfliktbewältigung Schallschutz werden 

unterschiedliche Schallschutzmaßnahmen betrachtet, wie z.B. Maßnahmen an der Quelle (z.B. Reduzie-

rung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf der Bahnstraße  minimale Pegelminderungen), aktive 

Schallschutzmaßnahmen (z.B. Lärmschutzwände  eine Lärmschutzanlage entlang der Bahnstraße 

müsste voraussichtlich in mindestens einer Höhe ausgeführt werden, die der geplanten Bebauung ent-

spricht), differenzierte Baugebietsausweisungen (durch eine aus Sicht des Schallimmissionsschutzes im 

Vergleich z.B. zu einem Allgemeinen Wohngebiet unempfindlichere Mischgebietsausweisung reagiert die 

Planung u. a. auf die Verkehrslärmeinwirkungen. Eine noch unempfindlichere Gewerbegebietsauswei-

sung widerspräche dem Planungsziel). 

Andere Maßnahmen zur Konfliktbewältigung wurden bereits bei der konkreten Gebäudeplanung berück-

sichtigt. Angesprochen ist hierbei z.B. die Gebäudestellung - durch die riegelförmige Anordnung entlang 

der Bahnstraße reagiert die Planung bereits auf die Verkehrslärmeinwirkungen. Hierdurch werden von 

der Bahnstraße schalltechnisch abgeschirmte Bereiche geschaffen.  

Darüber hinaus können die Grundrisse so geschnitten werden, dass die schutzbedürftigen Aufenthalts-

räume sowie die Außenwohnbereiche (Terrassen und Balkone) vorzugsweise an Fassaden gelegt wer-

den, an denen die Orientierungswerte eingehalten sind. 

 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind aufgrund von Verkehrslärmimmissionen für Räume, die 

nicht nur dem vorübergehenden Aufenthalt von Personen dienen, bauliche Vorkehrungen zum Lärm-

schutz zu treffen. Im Gutachten wird hierzu ausgeführt: 

Bei erhöhten Außenlärmeinwirkungen ist im Rahmen des Schallschutznachweises gegen Außenlärm 

gemäß DIN 4109 /4b, 4c/ die ausreichende Luftschalldämmung von Außenbauteilen (z.B. Fenster, 

Rollladenkästen) schutzbedürftiger Aufenthaltsräume nachzuweisen. Grundlage hierzu bilden die 

Lärmpegelbereiche gemäß Tab. 3.4 (s. Kap. 3.3). Da gemäß den Abbildungen x.1 und x.2 im Anhang 

(x = 1 bis 3) die Differenz zwischen den Beurteilungspegeln "Verkehr" Tag minus Nacht weniger als 

10 dB(A) beträgt, ergeben sich nach den Ausführungen in Kap. 3.3 die maßgeblichen Außenlärmpe-

gel aus den um 3 dB(A) erhöhten Nacht-Beurteilungspegeln und einem Zuschlag von 10 dB(A).  

Gemäß den Abbildungen x.3 im Anhang (x = 1 bis 3) liegt damit die geplante Bebauung in den Lärm-

pegelbereichen I bis V. 

 

Zur Orientierung: Gemäß Tab. 10 der DIN 4109 /4a/ gilt für Gebäude mit Raumhöhen von ca. 2,5 m 

und Raumtiefen von ca. 4,5 m oder mehr sowie bei Fensterflächenanteilen bis ca. 60 % überschlägig 

und vorbehaltlich des objektbezogenen Schallschutznachweises: 

 bei Aufenthaltsräumen in Wohnungen entspricht die Fenster-Schallschutzklasse nach VDI 

2719 dem Wert des Lärmpegelbereiches minus 1 (z. B. Lärmpegelbereich V  Fenster- 

Schallschutzklasse 4). 

 bei Büros entspricht die Fenster-Schallschutzklasse nach VDI 2719 dem Wert des Lärmpe-

gelbereiches minus 2 (z. B. Lärmpegelbereich V -> Fenster-Schallschutzklasse 3). 

Vorbehaltlich des objektbezogenen Schallschutznachweises gegen Außenlärm erfüllen i. d. R. bis 

zum Lärmpegelbereich III Außenbauteile von Wohnungen, die den Anforderungen der Energieein-
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sparverordnung (EnEV) genügen, auch die Anforderungen an die Schalldämmung. Fenster besitzen 

hierbei gemäß VDI 2719 mindestens die Schallschutzklasse 2. 

 

Aus Gründen der Hygiene und zur Begrenzung der Raumluftfeuchte müssen Wohn- und Schlafräume 

ausreichend mit Frischluft versorgt werden. Dies geschieht in der Regel durch zeitweises Öffnen oder 

Kippen der Fenster. Bei einer Außenlärmbelastung von nachts ≥ 50 dB(A) ist jedoch gemäß VDI 2719 /5/ 

in Schlafräumen und Kinderzimmern bei geschlossenen Fenstern eine ausreichende Frischluftzufuhr mit 

zusätzlichen, schalldämmenden Lüftungseinrichtungen sicherzustellen. 

Dem Anhang des Immissionsgutachtens von der beauftragten Dr. GRUSCHKA Ingenieurgesellschaft 

mbH, Darmstadt, können geschossweise jene Fassaden an den Gebäuden entnommen werden, an de-

nen der Nachtwert von 50 dB(A) überschritten wird, sodass hier für Schlaf- und Kinderzimmer schall-

dämmende Lüftungseinrichtungen vorzusehen sind.  

Auf dezentrale schalldämmende Lüftungseinrichtungen kann verzichtet werden, wenn das Gebäude mit 

einer zentralen Lüftungsanlage ausgestattet ist und hierdurch ein ausreichender und schallgedämmter 

Luftaustausch gewährleistet ist. 

 

Die „Schalltechnische Untersuchung Bebauungsplan „Bahnhof“ 7. Änderung Ortsgemeinde Gau-

Odernheim“ (Bericht Nr. 17-2726/1 vom 28.06.2017) liegt dem Bebauungsplan als Anlage bei. 

 

 

8 Klimaschutz 

Seit der BauGB-Novelle 2004 wurde die „Verantwortung für den allgemeinen Klimaschutz“ gesondert als 

Ziel der Bauleitplanung im Baugesetz aufgeführt. Gemeinden wurde grundsätzlich die Möglichkeit einge-

räumt, mit dem Abschluss von städtebaulichen Verträgen, auch die Umsetzung von energiepolitischen 

und energiewirtschaftlichen Vorstellungen sicherzustellen. Nach der Neufassung von § 1 Abs. 5 BauGB 

sollen die Bauleitpläne nunmehr „Klimaschutz und Klimaanpassung insbesondere auch in der Stadtent-

wicklung“ fördern. Das Baugesetzbuch (BauGB) wurde unter dem Aspekt des Klimaschutzes und des 

Einsatzes erneuerbarer Energien, der Energieeffizienz und der Energieeinsparung geändert und ergänzt. 

Beachtlich ist hierbei die vorgenommene Ergänzung der Grundsätze der Bauleitplanung (§ 1 Abs. 5 Satz 

2 und § 1a Abs. 5 BauGB), die Erweiterungen zum Inhalt der Bauleitpläne (§§ 5 und 9 BauGB) und städ-

tebaulicher Verträge (§ 11 Abs. 1 BauGB) sowie die Sonderregelungen zur sparsamen und effizienten 

Nutzung von Energie (§ 248 BauGB). 

 

Erneuerbare Energien und Energieeinsparung 

Über die im Baugesetzbuch eröffneten Möglichkeiten (s.o.) kann auf die speziellen energiefachrechtli-

chen Regelungen mit ihren Verpflichtungen zur Errichtung und Nutzung bestimmter erneuerbarer Ener-

gien verwiesen werden, die bei der Bauplanung und Bauausführung zu beachten und einzuhalten sind.  

Nach § 3 Abs. 1 des Erneuerbare-Energien-Wärme-Gesetzes (EEWärmeG) werden die Eigentümer von 

Gebäuden, die neu errichtet werden, etwa dazu verpflichtet, den Wärmeenergiebedarf des Gebäudes 

durch die anteilige Nutzung von erneuerbaren Energien zu decken.  

Im Zuge der regelmäßig novellierten Energieeinsparverordnung (EnEV) ist zudem sicherzustellen, dass 

bei der Errichtung und wesentlichen Änderung von Gebäuden ein bestimmter Standard an Maßnahmen 

zur Begrenzung des Energieverbrauchs von Gebäuden einzuhalten ist.  
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Insofern wird es für zulässig erachtet, hinsichtlich der Nutzung von erneuerbaren Energien sowie der 

Energieeinsparung keine weitergehenden Vorgaben in den Bebauungsplan aufzunehmen, sondern viel-

mehr auf die bestehenden und zudem stetig fortentwickelten gesetzlichen Regelungen in ihrer jeweils 

gültigen Fassung zu verweisen. 

 

 

9 Baugrund und Boden 

Die oberflächennahe Schichtenabfolge auf dem untersuchten Baufeld in der Gemeinde Gau-Odernheim 

wird gemäß der geologischen Karte von Rheinland-Pfalz (M. 1:300.000) von quartären Lößsedimenten 

(Schluff, sandig, tonig, z.T. umgelagert) und Abschwemmmassen (Lehm und Sand, z.T. steinig oder kie-

sig, humos, locker gelagert) geprägt. Unterlagernd folgt Mergeltertiär (Tonmergel und Ton mit Feinsand-

einschaltungen, z.T. mit Kalksteinbänken). 

 

TERRA MARIC wurde am 22.05.2017 beauftragt, die Gründungsverhältnisse zu erfassen und ein Gut-

achten zu erstellen3. Zudem wurde an einer ausgesuchten Bodenprobe eine Kornverteilungslinie gemäß 

DIN 18 123 und ein Glühverlust gemäß DIN 18 128 durchgeführt, die ebenfalls im Gutachten ausgewertet 

werden. Das Gutachten trifft u.a. folgende Aussagen [Auszug]: 

 

Die Schichtenabfolge im Baufeld beginnt: 

überwiegend flächendeckend mit maximal 0,55 m (BS 6/17) mächtigen, künstlichen Auffüllungen aus 

kiesigen, schwach schluffigen bis schluffigen, sehr schwach humosen bis schwach humosen Sanden 

mit Fremdbestandteilen aus Schotter, Bauschutt- und Ziegelresten sowie Schlacke, neben 0,35 m (BS 

4/17) mächtigem Oberboden (OH) aus stark schluffigen, schwach tonigen, schwach humosen San-

den. Darunter folgen flächendeckend bis maximal 2,3 m (BS 5/17) u. GOK schwach sandige bis san-

dige, sehr schwach tonige bis tonige, schwach kiesige bis sehr schwach humose Schluffe (UM, UL, 

SU* * bedeutet stark) sowie schwach sandige bis sandige, schwach schluffige, sehr schwach humose 

bis schwach humose Tone (TM, TL) und stark schluffige Feinsande (UL, SU* * bedeutet stark) mit steifer bis 

halbfester Konsistenz. Unterlagernd wurden bis in eine Tiefe von maximal 3,6 m (BS 5/17) u. GOK 

schwach sandige bis stark sandige, schwach tonige, sehr schwach kiesige bis schwach kiesige 

Schluffe/Löß (UM, UL, SU* * bedeutet stark) mit steifer bis halbfester Konsistenz erkundet. 

Im Bereich der Ansatzstellen BS 2/17, BS 3/17 und BS 6/17 folgen unterhalb der Lößböden bis in eine 

Tiefe von maximal 6,0 m (Endteufe BS 2/17) u. GOK schwach schluffige bis stark schluffige, sandige 

Kiese (GU*, GW * bedeutet stark) und kiesige, sehr schwach schluffige bis schluffige Sande (SU*, SU, 

SW, SI * bedeutet stark) lokal mit Tonlagen (TM, TL), in mitteldichter bis dichter Lagerung. Bis zur 

Endteufe in jeweils 6,0 m u. GOK wurden im Bereich der Ansatzstellen BS 1/17, BS 3/17 bis BS 6/17 

sandige bis stark sandige, schwach tonige bis tonige Schluffe (TL, UM, UL, SU* * bedeutet stark) und 

schwach schluffige, schwach sandige bis sandige, schwach kiesige Tone (TM, TL) mit steifer bis halb-

fester Konsistenz erbohrt. Die durchgeführte leichte Rammsondierung bestätigt die angetroffenen 

Baugrundverhältnisse. 

 

                                                 
3 Baugrundgutachten, Gau-Odernheim, Bahnstraße, Neubau Pflegeheim ohne Keller, TERRA MARIC, 68623 Lam-

pertheim, Proj.Nr. 052017, Stand: 26.06.2017 
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Bei den Sondierarbeiten zeigten die untersuchten Schichtenfolgen bis maximal 6,0 m Tiefe keine or-

ganoleptischen Auffälligkeiten. Die künstlichen Auffüllungen sind, falls erforderlich, abfalltechnisch 

zu deklarieren und fachtechnisch zu entsorgen. 

 

Wasserverhältnisse: In den Bohrlöchern wurde nach dem Ziehen der Sonde am 08.06.2017 Grund-

wasser zwischen 3,8 m und 4,0 m Tiefe u. GOK angetroffen. Nach Ende der Bohrarbeiten war der 

Grundwasserstand auf ein Niveau von maximal 3,5 m u. GOK angestiegen. In unmittelbarer Nähe 

zum Baufeld befindet sich kein Vorfluter. Die nächsten Vorfluter bilden ein ca. 430 m nordwestlich vom 

Grundstück verlaufender Graben und die ca. 560 m nordwestlich verlaufende „Selz“. 

 

Versickerung: In den maximal 0,55 m mächtigen, künstlichen Auffüllungen darf aufgrund ihrer mobili-

sierbaren Schadstoffe eine oberflächennahe vor Ort Versickerung von Niederschlagswasser nicht er-

folgen. Die darunter anstehenden bindigen Böden mit geringer Durchlässigkeit (k = 1 x 10-8 m/s sind 

für eine nachhaltige vor Ort Versickerung von Niederschlagswasser nicht geeignet. 

Alternativ ist zu prüfen, ob eine Niederschlagswassernutzung (Zisterne mit Entlastungsüberlauf), eine 

Einleitung in den Schmutz- oder Regenwasserkanal bzw. die Zuleitung zu einer zentralen Versicke-

rungsanlage oder einer geeigneten Vorflut erfolgen kann. Die Einleitung von Regenwasser in das öf-

fentliche Kanalnetz oder in eine Vorflut ist i.d.R. genehmigungs- und u.U. kostenpflichtig. 

 

Die Analysenergebnisse der von der Terra Magic, 68623 Lampertheim ergänzend durchgeführten LAGA-

Untersuchung sowie das Probenahmeprotokoll für das BV Neubau eines Pflegeheims ohne Keller, OPM 

Projekt Gau-Odernheim GmbH, in 55239 Gau-Odernheim, Bahnstraße, Flurstücke Teil aus 247, 248, 

ergeben, dass nach den vorliegenden Ergebnissen der chemischen Untersuchungen in der Mischprobe 

MP 1/17 im Feststoff erhöhte Gehalte an Schwermetallen sowie für den Parameter TOC (gesamter orga-

nischer Kohlenstoff) nachgewiesen werden. Aufgrund des TOC-Gehalt erfolgt eine Einstufung des unter-

suchten Materials in die Zuordnungsklasse Z2. 

 

In Abhängigkeit der Annahmestelle kann der Parameter TOC ggf. kein Ausschlusskriterium sein. Ohne 

Berücksichtigung des Parameters TOC ist das untersuchte Material aufgrund der Schwermetallgehalte in 

die Zuordnungsklasse Z1 einzustufen. 

 

Im Zuge der geplanten Baumaßnahme kann anfallender Bodenaushub (Auffüllung) bis etwa 0,60 m u. 

GOK keiner uneingeschränkten Verwertung zugeführt werden. 

 

Das Pflegeheim soll ohne Keller errichtet werden. Der o.g. Hinweis wurde zur Berücksichtigung bei Bau-

planung und –ausführung in die Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen. 

 

Radon Prognose 

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Bereiches, in dem erhöhtes und lokal über einzelnen Gesteinshori-

zonten hohes Radonpotential ermittelt wurde. 

Radonmessungen in der Bodenluft des Bauplatzes oder Baugebietes werden dringend empfohlen. Die 

Ergebnisse sollten Grundlage für die Bauplaner und Bauherren sein, sich für die Situation angepasste 

bauliche Vorsorgemaßnahmen zu entscheiden. 
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Das Landesamt für Geologie und Bergbau, Mainz bittet darum, dass die Ergebnisse der Radonmessun-

gen der Behörde mitzuteilen, damit diese in anonymisierter Form zur Fortschreibung der Radonprogno-

sekarte von Rheinland-Pfalz beitragen. 

Studien des LGB haben ergeben, dass für Messungen im Gestein/Boden unbedingt Langzeitmessungen 

(ca. 3 – 4 Woche) notwendig sind. Kurzzeitmessungen sind hierbei nicht geeignet, da die Menge des aus 

dem Boden entweichenden Radons in kurzen Zeiträumen sehr stark schwankt. Dafür sind insbesondere 

Witterungseinflüsse wie Luftdruck, Windstärke, Niederschlage oder Temperatur verantwortlich. Nur so 

können aussagefähige Messergebnisse erzielt werden. Es wird deshalb empfohlen, die Messungen in 

einer Baugebietsfläche an mehreren Stellen, mindestens 6/ha, gleichzeitig durchzuführen. Die Anzahl 

kann aber in Abhängigkeit von der geologischen Situation auch höher sein. 

 

Die Arbeiten sollten von einem mit diesen Untersuchungen vertrauten Ingenieurbüro ausgeführt werden 

und dabei die folgenden Posten enthalten: 

 Begehung der Fläche und Auswahl der Messpunkte nach geologischen Kriterien; 

 Radon-gerechte, ca. 1 m tiefe Bohrungen zur Platzierung der Dosimeter, dabei bodenkundliche 

Aufnahme des Bohrgutes; 

 Fachgerechter Einbau und Bergen der Dosimeter 

 Auswertung der Messergebnisse, der Bodenproben sowie der Wetterdaten zur Ermittlung der 

Radonkonzentration im Messzeitraum und der mittleren jährlichen Radonverfügbarkeit; 

 Kartierung der Ortsdosisleistung (gamma); 

 Interpretation der Daten und schriftliches Gutachten mit Bauempfehlungen. 

Fragen zur Geologie im betroffenen Baugebiet sowie zur Durchführung der Radonmessung in der Boden-

luft beantwortet gegebenenfalls das LGB: Informationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und 

Radonsanierungen können dem „Radon-Handbuch“ des Bundesamtes für Strahlenschutz entnommen 

werde. 

Für bauliche Maßnahmen zur Radonprävention wenden Sie sich bitte an das Landesamt für Umwelt (ra-

don@lfu.rlp.de). 

 

Der Hinweis wird zur Berücksichtigung bei Bauplanung- und Ausführung wurde in die Begründung zum 

Bebauungsplan aufgenommen. Unabhängig davon wurde das Büro Geoconsult Rein, Oppenheim am 

09.11.2017 mit einer Radonuntersuchung beauftragt. Die Ergebnisse werden bei Bauplanung und –

ausführung berücksichtigt. 

 

 

10 Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz   

Die folgenden Ausführungen geben entsprechend dem Planungsstand Aufschluss über die Berücksichti-

gung wasserwirtschaftlicher Belange im Rahmen des Bauleitplanverfahrens.  

 

Wasserversorgung 

Die Wasserversorgung und Deckung des im Plangebiet anfallenden zusätzlichen Wasserbedarfs erfolgt 

durch Anschluss an das bestehende Versorgungsnetz. Die Ortsgemeinde Gau-Odernheim geht aufgrund 

der Lage des Plangebiets innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortslage davon aus, dass die 

Trinkwasser- und Löschwasserversorgung entsprechend gesichert werden kann. Innerhalb des Plange-
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bietes sind die erforderlichen Wasserleitungen teilweise neu zu verlegen. Die Detailabstimmung mit den 

zuständigen Behörden erfolgt im Rahmen der nachfolgenden Ausführungsplanung. 

 

Löschwasserversorgung 

Die baureifen Pläne werden frühzeitig zur Abstimmung vorgelegt. In diesem Zusammenhang wird auch 

der Löschwassernachweis geführt. Die Detailabstimmung erfolgt im Rahmen der nachfolgenden Ver- und 

Entsorgungsplanung und dem Baugenehmigungsverfahren. 

 

Abwasserentsorgung 

Die Entsorgung des im Plangebiet anfallenden zusätzlichen Abwassers erfolgt durch Anschluss an die 

bestehenden Netze. Die Anschlussmöglichkeiten an die im Bereich der Bahnhofstraße vorhandenen Ka-

näle sind im Trennsystem gegeben.  

Die Quantifizierung der Abwassermenge und -fracht, die von den häuslichen Abwässern sowie auch von 

dem Abwasser im öffentlichen Straßenraum resultiert, kann zum jetzigen Planungszeitpunkt jedoch nicht 

abschließend bestimmt werden. Die Detailabstimmung mit den zuständigen Behörden erfolgt im Rahmen 

der nachfolgenden Entwässerungsplanung. 

 

Trinkwasserschutzgebiet 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans berührt kein Trinkwasserschutzgebiet. 

 

Heilquellenschutzgebiet 

Der räumliche Geltungsbereich berührt kein Heilquellenschutzgebiet. 

 

Gebiet für die Grundwassersicherung 

Der räumliche Geltungsbereich berührt keinen Bereich zur Grundwassersicherung. 

 

Überschwemmungsgebiet / Überschwemmungsgefährdete Gebiete 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt weder in einem Überschwemmungsgebiet 

noch in einem überschwemmungsgefährdeten Gebiet. 

 

Bodenversiegelung 

Von zunehmender Bedeutung im Hinblick auf die langfristige Trinkwassersicherung ist die mit der Versie-

gelung infolge der geplanten Bebauung einhergehende Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate. 

Jede Inanspruchnahme von Bodenfläche für eine bauliche Nutzung begründet einen Eingriff in die natür-

lichen Bodenfunktionen, da insbesondere die Speicherfähigkeit sowie Filter- und Pufferfunktionen beein-

trächtigt werden können. Hinzu kommt gegebenenfalls auch der potenzielle Lebensraumverlust für Tiere 

und Pflanzen.  

Der Bebauungsplan enthält Festsetzungen, die dazu beitragen, die Versiegelung von zu befestigenden 

Flächen zu minimieren, insbesondere durch die Vorschrift zur wasserdurchlässigen Befestigung von 

Gehwegen und Hofflächen sowie von Pkw-Stellplätzen.  
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Oberirdische Gewässer 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befinden sich keine oberirdischen 

Gewässer sowie Quellen oder quellige Bereiche.  

 

Überschwemmungsgebiete 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes berührt kein Überschwemmungsgebiet. 

 

 

11 Altablagerungen und Altlasten 

Da die Bahnstrecke Alzey- Bodenheim – Mainz auf den Grundstücken verlief, wäre grundsätzlich mit 

Altablagerungen zu rechnen. Bei den Sondierarbeiten im Zuge der Erstellung des Bodengutachtens zeig-

ten die untersuchten Schichtenfolgen bis maximal 6,0 m Tiefe keine organoleptischen Auffälligkeiten. Die 

künstlichen Auffüllungen sind, falls erforderlich, abfalltechnisch zu deklarieren und fachtechnisch zu ent-

sorgen. 

 

 

12 Bergbau 

Das Bebauungsgebiet liegt nicht in einem bekannten Bergschadensgebiet oder in einem Gebiet mit ak-

tenkundigem Bergbau. Allerdings befindet sich das Grundstück einem Gebiet mit erhöhtem Radonpoten-

tial (40 -100 kBq/cbm). 

 

 

13 Denkmalschutz 

Archäologische Denkmalpflege: Funde im Sinne dieses Gesetzes sind Gegenstände, von denen bei ihrer 

Entdeckung anzunehmen ist, dass sie Kulturdenkmäler (§ 3) sind oder als solche gelten.  

Funde (§ 16) sind unverzüglich der Denkmalfachbehörde mündlich oder schriftlich anzuzeigen. Die An-

zeige kann auch bei der unteren Denkmalschutzbehörde, der Verbandsgemeindeverwaltung oder der 

Gemeindeverwaltung erfolgen; diese leiten die Anzeige unverzüglich der Denkmalfachbehörde weiter.  

Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach Erstattung der Anzeige im unverän-

dertem Zustand zu erhalten und soweit zumutbar, in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des 

Fundes zu schützen; die schriftliche Anzeige ist mit der Abgabe erstattet. Auf Antrag kann die Denkmal-

fachbehörde die Frist nach Satz 1 erster Halbsatz verkürzen; sie soll der Fortsetzung der Arbeiten, die 

zur Erhaltung des Fundes oder der Fundstelle unterbrochen werden mussten, zustimmen, wenn die Un-

terbrechung unverhältnismäßig hohe Kosten verursachen würde. (§§ 16 bis 18 Denkmalschutzgesetz 

(DSchG)) 

 

 

14 Hinweise aus dem Beteiligungsverfahren 

Die EWR Netz GmbH hat mit Schreiben vom 12.09.2017, Az: AEXT1700371/01 zu dem Entwurf des 

Bebauungsplanes „Bahnhof – 7.Änderung“, folgende Stellungnahme abgegeben:  

„Von unserer Seite bestehen keine Bedenken gegen die vorliegende Planung oder Baumaßnahme. 

Zurzeit sind in diesem Planungs-/Baubereich keine Netzbauarbeiten geplant oder in der Ausführung. 

Bauunternehmungen sind anzuweisen, vor Baubeginn aktuelle Bestandspläne schriftlich anzufordern 
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oder bei uns abzuholen und mit der zuständigen Betriebsstelle der EWR Netz GmbH Kontakt aufzu-

nehmen. 

Bei Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und Hecken ist zu den Leitungstrassen ein Abstand von 

2,50 m einzuhalten, damit einerseits Beschädigungen der Leitungen durch Wurzeldruck und Boden-

austrocknung und andererseits Beeinträchtigungen der Bepflanzung, z. B. bei erforderlichen Tiefbau-

arbeiten, vermeiden werden. Sollte dieser Abstand bei der Anpflanzung unterschritten werden, so sind 

technische Schutzmaßnahmen in gegenseitigem Einvernehmen – spätestens im Rahmen der Pflanz-

arbeiten – notwendig. 

 

Die Wasserversorgung Rheinhessen-Pfalz hat mit Schreiben vom 20.09.2017, Az:  zu dem Entwurf 

des Bebauungsplanes „Bahnhof – 7.Änderung“, folgende Stellungnahme abgegeben:  

„Gegen die o. g. Änderung des Bebauungsplanes bestehen seitens der wvr keine Bedenken; aller-

dings möchten wir auf folgende Aspekte hinwiesen: 

In der Bahnstraße verläuft aus Norden kommend entlang der geraden Hausnummernseite eine über-

geordnete Transportleitung (GGG, DN500), zzgl. einem Steuerkabel. 

Im direkten Umfeld der Transportleitung ist nach den allgemein angewandten Regeln der Technik  ein 

8,00 m breiter Schutzstreifen freizuhalten (beidseitig 4,00 m ab Rohrachse). Dieser Schutzstreifen 

muss zum Zweck von Reparatur- sowie Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten jeder Zeit zugänglich 

sein. 

Obwohl sich die Anlagen außerhalb des Geltungsbereiches befinden, sind unter Beachtung und Ein-

haltung des Schutzstreifens Beeinträchtigungen der Leitung durch künftige private Baumaßnahmen, 

bspw. von Nebenanlagen und aufwendige tiefgründende Einfriedungen, und den neuen Bebauungs-

plan nicht auszuschließen.[…] 

Alle Erdarbeiten im Näherungsbereich der Transportleitung und dem Steuerkabel sind nur nach Rück-

sprache mit der wvr auszuführen – wenn nötig, muss dies bei Ortsterminen erfolgen. 

Auf der Leitungs- und Steuerkabeltrasse dürfen keine Baumpflanzungen vorgenommen werden. 

Baumwurzeln bergen in der Regel mittel- bis langfristig ein Gefahrenpotenzial für die Transportleitung. 

Siehe auch Arbeitsblatt DVGW GW 125 – Baumpflanzungen im Bereich von unterirdischen Versor-

gungsanlagen, das unter Beteiligung der Grünflächenämter ausgearbeitet wurde. 

 

Die Transportleitung mit Steuerkabel sowie der dazugehörigen Schutzstreifen, sollten nachrichtlich 

(textlich u. zeichnerisch) in die Änderung des Bebauungsplanes übernommen werden. 

 

Was die angesprochene Leitung anbetrifft, so wurden bereits Gespräche zwischen dem beauftragten 

Architekturbüro und der Wasserversorgung Rheinhessen-Pfalz geführt. Zunächst wird die Lage exakt 

aufgenommen und diese dann bei der Ausführungsplanung entsprechend berücksichtigt. Für den Bebau-

ungsplan resultiert hieraus kein Anpassungsbedarf. 

 

 

15 Bodenordnung 

Ein Verfahren zur Bodenordnung im Sinne des §§ 45 ff. BauGB ist nicht erforderlich. Die Grundstücke 

befinden sich im Eigentum des Vorhabenträgers.  

 

 

16 Kosten 

Der Ortsgemeinde Gau-Odernheim entstehen aus dem Vollzug des Bebauungsplans keine Kosten. 
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17 Kennzeichnungen, Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 

Hingewiesen wird auf: 

 die Stellplatzsatzung in ihrer jeweils maßgeblichen Fassung 

 die Belange des Denkmalschutzes  

 die Belange des Artenschutzes 

 

 

18 Verzeichnis der Gutachten und Anlagen 

Im Rahmen des Bebauungsplans wurden folgende Einzelgutachten erarbeitet: 

 Landschaftspflegerischer Fachbeitrag, PlanÖ (06/2017) 

 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, PlanÖ (06/2017) 

 Schalltechnische Untersuchung, Dr. Gruschka Ingenieurgesellschaft mbH, Bericht Nr. 17-2726/1 

vom 28.06.2017 

 Baugrundgutachten, Gau-Odernheim, Bahnstraße, Neubau Pflegeheim ohne Keller, TERRA 

MARIC, 68623 Lampertheim, Proj.Nr. 052017, Stand: 26.06.2017 

 

 

19 Verfahrensstand 

Verabschiedung des Entwurfes für das Verfahren nach § 13a Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.Vm. § 13 Abs. 2 und 

3 BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) am 24.08.2017 

Beschluss über die Durchführung des Vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 BauGB am 

24.08.2017 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde ortsüblich im Nachrichtenblatt Nr. 36   

bekanntgemacht am 07.09.2017 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 erfolgte in der Zeit vom 15.09.bis einschl. 16.10.2017 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belang sowie Nachbargemeinden  nach 

§ 4 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom  15.09. bis einschl. 16.10.2017. 

Der Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB sowie GemO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB und § 88 Abs. 6 

S. 1 LBauO Rheinland-Pfalz erfolgte durch den Gemeinderat am __.__.____ 

 

/Anlagen (vgl. Gutachten, sofern beiliegend) 

 

aufgestellt:       aufgestellt: 

 


